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Familienprobleme

Kindertag

[…] 
Zwei ganz unterschiedliche politische Ereignisse 
– Prag 1968 und der 11. September 1973, der Mili-
tärputsch in Chile – haben in meiner Biografie 
eine Frage hinterlassen, die mich bis heute nicht 
los lässt: Wie kommt man auf demokratischem 
Weg zum Sozialismus? Diese Frage hat mich auch 
1989 in die Politik gebracht. Sie ist für mich ein 
Motor, um die Gründung einer gesamtdeutschen 
linken Partei konsequent zu verfolgen. Diese Fra-
ge ist ein Stück europäische Geistesgeschichte, 
und im 21. Jahrhundert besonders interessant und 
aktuell. Diese Frage begründet die PDS 1989/90, 
und wir werden sie mit der Bildung einer neuen 
Partei nicht zu den Akten legen!
Wir haben uns für die Anerkennung der Lebens-
leistungen und Lebenserfahrungen Ostdeutscher 
eingesetzt, und genau dazu gehörte für uns der un-
widerrufliche Bruch mit dem Stalinismus als Sys-
tem! Wir haben die runden Tische von 1989 und 
die Arbeitskämpfe in Bischofferode ernst genom-
men. Wir waren für die Existenz unserer Partei im 
Hungerstreik. Wir haben um die Überlebensfähig-
keit einer demokratisch-sozialistischen Partei in 
Deutschland gekämpft. Der Beharrlichkeit der äl-
teren Genossinnen und Genossen haben wir die 
Existenz unserer Partei zu danken. Gemeinsam ha-
ben wir Wahlniederlagen durchlitten und Erfolge 
gefeiert. Das Motto hieß von Anfang an »Kopf 
hoch, nicht die Hände.« Wir gehen als demokra-
tische Sozialistinnen und demokratische Sozialis-
ten in die neue Partei. Das ist das Fazit unserer 
Geschichte. Das ist der Kern unserer Identität.
[…]
Häufig werden linke Alternativen oberflächlich 
als sozialistische Regulierungswut abgetan. … 
Was hat eine moderne Familienpolitik, was haben 
Bildungsfragen und Schutzrechte für Beschäftigte 

eigentlich mit Regulierungswut zu tun? Weshalb 
sind Rüstungskontrolle, Begrenzung von Schad-
stoffen, die Entschuldung der Ärmsten politisch 
so heiß umkämpfte Projekte? 
[…]
Ich erlebe durchaus, dass sozialistische Ideen 
überall dort an Attraktivität gewinnen, wo sie so 
verstanden werden, dass Menschen ihr Leben in 
die eigenen Hände nehmen. Das gilt auch für 
solch entscheidende Fragen, wohin die Reise in 
Europa geht. … Mit einiger Überraschung fand 
das Statistische Bundesamt im Datenreport 2006 
heraus, dass 74 % der Ostdeutschen und 48 % der 
Westdeutschen mit dem Sozialismus als Idee et-
was anfangen können. Gleichzeitig sanken die Zu-
stimmungswerte in Ost und West gegenüber dem 
Zustand der Demokratie in der Bundesrepublik. 
Unverändert hoch hingegen liegen die Zustim-
mungen zur demokratischen Idee, in West und in 
Ost. Zugleich äußern sich 92 % der Ostdeutschen 
und 82 % der Westdeutschen positiv zum Sozial-
staat.
[…]
Genossinnen und Genossen, in unserer Partei ha-
ben manche Sorge, dass der demokratische Sozia-
lismus in der neuen Partei seinen identitätsstif-
tenden Charakter verliert. Ich sehe weder bei un-
seren Gründungsdokumenten, noch in den 
Debatten außerhalb unserer Partei, ich sehe nir-
gends, dass der demokratische Sozialismus auf die 
rote Liste der bedrohten Arten gerät. Wir sollten 
heute folgendes bedenken: So, wie für viele von 
uns der reale Sozialismus prägende Lebensge-
schichte ist, so war es der westdeutsche Sozialstaat 
für viele der neuen Mitglieder der Linken. Doch 
es gibt zu beidem kein Zurück. Was Sozialismus im 

Die Chance kommt nie wieder …
Lothar Bisky in Dortmund

Kinder sind 
mehr 
als Zukunft !
Herzlichen Glückwunsch
zum Internationalen
Kindertag.

Themen der 
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Europa des 21. Jahrhunderts 
heißen kann, müssen wir uns ge-
meinsam erarbeiten. Jetzt ist 
Gelegenheit, eine neue demo-
kratisch-sozialistische Tradition 
zu begründen und ich finde, wir 
haben damit schon begonnen. 
Jetzt können wir die Erfah-
rungen aus beiden Systemen zu-
sammenbringen, werten und be-
wahren, auf einer Augenhöhe.
Es ist nicht selbstverständlich, 
dass jede und jeder, die bei der 
neuen Linken mitmachen, sich 
als demokratische Sozialistin 
oder als demokratischer Sozia-
list verstehen. Das ist nicht 
selbstverständlich. Wir sollten 
aber wissen, was schon aufkom-
mende Keime von Intoleranz in 
unseren Reihen anrichten kön-
nen. Pluralität gibt es nur als 
Pluralität für Andersdenkende 
auch in den eigenen Reihen. So 
wie wir unsere Herkunft vertei-
digen und da schließe ich na-
mentlich auch jene ein, die seit 
vielen Jahren im Westen für die 
PDS standen, so sollten wir re-
spektieren, dass andere, die sich 
jetzt der neuen Linken anschlie-
ßen, aus anderen Traditionen 
kommen.
[…]
Liebe Genossinnen und Genos-
sen, wenn wir im Juni die neue 
Partei gegründet haben, dann ist 
ein Versprechen eingelöst, dass 
wir unseren Wählerinnen und 
Wählern gegeben haben. Ihre 
Erwartungen und Hoffnungen 
aber bleiben. Die weitaus schwie-
rigere Aufgabe liegt vor uns. Auf 
dem Wege von Dortmund nach 
Berlin gibt es keine Ausrede 
mehr. Es muss mit aller Kraft da-
rum gehen, an politischen Mehr-
heiten für eine andere Politik, 
für eine bessere Gesellschaft zu 
arbeiten.
•  Wir setzen der großen Koaliti-
on deutliche Stoppzeichen über-
all dort, wo sie ihre parlamenta-

rische Übermacht nutzt, um Poli-
tik gegen den erkennbaren 
Mehrheitswillen der Bürge-
rinnen und Bürger durchzuset-
zen. Weder für militärische 
Abenteuer noch für die weitere 
Umverteilung von der Arbeit zu 
den Aktionären gibt es eine 
Mehrheit in Deutschland. Das 
müssen und werden wir immer 
wieder deutlich machen.
•  Keine weitere Verstrickung in 
die amerikanische Kriegslogik – 
Truppenabzug    statt Tornados! 
Kein neues Wettrüsten mit Ra-
ketenabwehrsystemen der USA 
in Europa!.
•  Schluss mit weiterem Abbau 
sozialstaatlicher Sicherheiten! 
Schluss mit Steuergeschenken 
an Unternehmen!.
•  Wir pochen entschieden da-
rauf, dass die große Koalition 
gesellschaftliche Aufgaben ernst 
nimmt, statt ihre Lösung in koa-
litionsinternen Profildebatten 
zu verschlafen.
•  Wir treten dafür ein, dass im 
Westen aufgebaut wird, was die 
ostdeutschen Kommunen längst 
finanzieren: flächendeckende 
Angebote an Kinderkrippen- 
und -tagesplätzen. Die Verein-
barkeit von Kindern, Familie 
und Beruf ist keine Privatange-
legenheit von Müttern und Vä-
tern, sondern eine öffentliche 
Aufgabe.
•  Dieses Land braucht einen 
Durchbruch in der Klima- und 
Energiepolitik, eine Wende in 
der Investitionspolitik der Ener-
gieunternehmen. Eine Umlen-
kung der Mittel in der For-
schungs- und Industriepolitik 
weg von den Kohlenwasserstoff-
technologien ist dringend not-
wendig. Und wir benötigen ver-
braucherfreundliche Förderpro-
gramme Umstieg. Klima- und 
Energiepolitik darf nicht zu neu-
en sozialen Spaltungen und Aus-
grenzungen führen.

•  Wir bleiben dabei: der wirt-
schaftliche Aufschwung muss 
bei allen ankommen. Er darf so-
ziale Spaltungen nicht vertiefen, 
sondern muss genutzt werden, 
um soziale Klüfte zu verklei-
nern.
•  Deshalb setzen wir auf den ge-
setzlichen Mindestlohn und die 
öffentlich geförderte Beschäfti-
gung.

[…]
Damit die Parteineubildung ge-
lingt, ist es wichtig zu wissen, wo 
unsere Wurzeln, unsere Erfah-
rungen, die offenen Fragen und 
unsere Erfolge sind. Deshalb ge-
hört eine Vergewisserung darü-
ber nicht nur zu diesem Partei-
tag, sondern auch in den not
wendigen Austausch, in die 
Politikentwicklung der neuen 
Partei.
Wir haben die offenen Fragen in 
den Eckpunkten nicht formu-
liert, weil wir so unentschieden 
oder wankelmütig sind. Die Lin-
ken brauchen die plurale Debat-
te ohne Denkverbote und mit 
einem großen Bildungsanspruch 
an uns selbst. Was neu an der 
neuen Linken ist, diese Frage 
werden wir täglich beantworten 
müssen. Einen pluralen Dialog 
kann man lernen.

Mit dem festen Blick auf die Par-
teineubildung am 16. Juni habe 
ich mir vorgenommen, meine 
ausgleichenden Talente und mei-
ne störrische 120 % PDS-Identi-
tät in die Waagschale zu werfen. 
Ich werde als Vorsitzender für 
die neue Partei kandidieren und 
ich wünsche mir dabei Eure Un-
terstützung.

Wir müssen … zu einem guten 
Ergebnis kommen. Die Chance, 
die wir haben, kommt nie wie-
der. Also nutzen wir sie! Danke.

Urabstimmung
läuft – für

die neue LINKE

Am 30. März begann die Urab-
stimmung zum Entwurf des Ver-

schmelzungsvertrages und da-
mit für die Verschmelzung von 

WASG und Linkspartei.PDS. Die 
ersten Briefe an die Mitglieder 
sind unterwegs. Darin befindet 

sich der Abstimmungsschein, der 
nach dem Ausfüllen zuerst in 

einen Blanko-Umschlag gesteckt 
und dann in einem weiteren 

Umschlag abgeschickt wird. Es 
wird ein datenschutzrechtliches 

Verfahren gewährleistet.
»Die Durchführung der Urab-

stimmung wurde vom Parteitag 
einstimmig beschlossen. Ich 

werbe für eine sehr hohe Beteili-
gung unserer Mitglieder und für 

ein deutliches Ja zur Partei-
neugründung«, so Bundesge-

schäftsführer Dietmar Bartsch. 
Auf dem Dortmunder Parteitag 

hatten 96,9 % der Delegierten 
dem Verschmelzungsvertrag 

zugestimmt.
An der Urabstimmung können 

alle Mitglieder der Linkspartei.
PDS teilnehmen, die bis zum 

20. April 2007 eingetreten sind. 
Doppelmitglieder können selbst-
verständlich in beiden Parteien 
ihre Mitgliederrechte wahrneh-

men und abstimmen.
Die Urabstimmung läuft 

bis zum 18. Mai um 18 Uhr. 
Öffentlich ausgezählt werden die 

Stimmen am 19. Mai ab 9 Uhr 
im Karl-Liebknecht-Haus.

Für die Beteiligung an der Urab-
stimmung gibt es kein Mindest-
quorum. Für eine positive Ent-
scheidung reicht eine einfache 

Mehrheit der Ja-Stimmen. 

Dietmar Bartsch
Bundesgeschäftsführer
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Einstimmig war das Abstim-
mungsergebnis der Delegierten 
zu den Kommunalpolitischen 
Leitlinien für unsere Kommu-
nalpolitiker im Landkreis Mär-
kisch Oderland. 
Die Delegierten fanden sich am 
31. März im Kulturhaus Seelow 
zur 2. Tagung der 8. Kreisdele-
giertenkonferenz, um die kom-
munalpolitischen Leitlinien für 
die Arbeit unserer Kommunalab-
geordneten in Märkisch Oder-
land zu beraten und schließlich 
zu beschließen. Bis zur letzten 
Minute wurde an den Leitlinien 
gearbeitet, die im Vorfeld von 

Kreisdelegierte verabschieden ein­
stimmig Kommunalpolitische Leitlinien

In Potsdam vereinigte sich der 
Jugendverband [‘solid] mit der 
Jungen Linken.PDS und wei­
teren freien Akteuren – und fei­
erte das mit einer Soli-Party für 
Flüchtlinge. 
»Wir wollen Jörg Schönbohm in 
die Wüste schicken, die Ndemus 
und hunderte andere Flücht-
linge in Brandenburg sollen 
hierbleiben«, erklärte Kathari-
na Dahme, Landesvorsitzende 
des linksparteinahen Jugendver-
bandes [‘solid]. »Im Gegensatz 
zu dem alten General stellen sie 
eine Bereicherung für Branden-
burg da. Schönbohms Gerede 
von einer nötigen besseren Inte-
gration von AusländerInnen ist 
leicht zu durchschauen – wenn 
er kann, schiebt er Menschen, 
die nicht in sein leitkulturell ge-
prägtes Brandenburgbild pas-
sen, ab. Die Folgen für die Be-
troffenen sind ihm dabei egal.«
Die systematische Ausgrenzung 
von Flüchtlingen ist nur eines 
der Probleme, denen sich ein 

neuer Jugendverband stellen 
wird, der sich jüngst in Potsdam 
gründete. Auch den Kampf ge-
gen Nazis und rechtsextremes 
Gedankengut, für eine bessere 
Ausbildungs- und Studiensitua-
tion sowie das Eintreten für eine 
kulturelle Offensive von links 
haben sich die Jugendlichen aus 
ganz Brandenburg auf die Fah-
nen geschrieben. Martin Gün-
ther vom [‘solid] Landesvorstand 
erklärte dazu: »Die Liste der 
Probleme, mit denen Jugendli-
che und junge Erwachsene in 
ihrem Alltag in Brandenburg zu 
kämpfen haben, ist lang. Immer 
mehr ziehen daraus die Konse-
quenz, das Land zu verlassen. 
Wir aber wollen verhindern, dass 
Brandenburg zum Biotop nur für 
Wölfe und Trachtengruppen 
wird. Wir wollen, dass junge 
Menschen eine Perspektive ha-
ben, hier ein selbstbestimmtes 
Leben führen zu können. Um 
das zu erreichen«, so Günther 
weiter, »bündeln wir die vorhan-

denen Kräfte von [‘solid], der 
Jungen Linken.PDS sowie ver-
schiedener freier Akteure. Wir 
gehen mit der Neugründung des 
Jugendverbandes sogar einen 
Schritt weiter, um ein attrak-
tives, konsequent linkes und so-
zialistisches Jugendprojekt zu 
schaffen, dass weitere junge 
Menschen zum Mitmachen be-
geistert. Wir werden uns nicht 
auf jugendpolitische Themen re-
duzieren lassen – junge Bran-
denburgerinnen und Branden-
burger haben zu vielem eine 
Meinung, wir werden ihnen Ge-
hör verschaffen! So werden wir 
in Zukunft gemeinsam nicht nur 
den größten Brandenburger Ju-
gendverband bilden, sondern 
auch frischen Wind nach Bran-
denburg tragen – für eine sozi-
ale, antikapitalistische, antifa-
schistische, feministische und 
ökologische Alternative! Davon 
wird auch die Linkspartei.PDS 
nicht »verschont« bleiben.«

www.solid-brandenburg.de

Schönbohm in die Wüste!

Lutz Amsel ausgearbeitet und 
zur Diskussion vorbereitet wur-
den. Nach anfänglicher Zurück-
haltung kamen in den letzten 
Wochen noch von zahlreichen 
Genossen Anmerkungen und 
Änderungsvorschläge, wodurch 
die Leitlinien optimal ergänzt 
und ausgebaut wurden. Während 
der Kreisdelegiertenkonferenz 
gab es wenig Diskussion und kei-
ne kritischen Worte zum vorlie-
genden Entwurf. Dafür weitere 
sinnvolle Hinweise und Ände-
rungsvorschläge von einzelnen 
Delegierten, die überwiegend 
mitgetragen wurden. 

Es wurde deutlich, dass allen be-
wusst ist, wie wichtig und be-
deutsam die Leitlinien für unse-
re kommunalpolitische Arbeit 
sind. Wir wollen in den Kommu-
nen und im Kreis agieren und 
nicht nur zuschauen.

Als starke Partei in Märkisch 
Oderland müssen wir auch als 
eine Partei, egal in welcher Ge-
meindevertretung, einheitlich 
und mit klaren Vorstellungen 
und Forderungen uns einbrin-
gen. Dazu dienen die kommunal-
politischen Leitlinien. Sie sind 
Leitlinien für die tägliche, über-
wiegend ehrenamtliche Arbeit 
in und mit der Kommune und 
noch kein Wahlprogramm für die 
Kommunalpolitik 2008. Nach 
einem Jahr sollten wir prüfen, 
inwiefern und mit welchem Er-
gebnis die Leitlinien auch in der 
täglichen Arbeit der Kommunal-
politiker umgesetzt werden 
konnten. 
Im Zeitraum bis zur Beschluss-
fassung haben federführend 
Lutz Amsel und die Redaktions-
kommission eine hervorragende 
Arbeit geleistet.

Marco Büchel,
Vors. des Jugendausschusses der 

Stadt Bad Freienwalde
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Die vorliegenden Drucksachen 
weisen auf das eigentliche zen-
trale Problem der Agrogentech-
nik hin, nämlich dass gesund-
heitlichen und ökologischen Ri-
siken ein sehr strittiger Nutzen 
gegenübersteht. […] Bei der so 
genannten Koexistenz geht es 
zum Beispiel darum, mit welchen 
Maßnahmen man die Auskreu-
zungen in das Erntegut des 
Nachbarn verhindern kann. Ich 
denke zwar, dass es beim Mais 
andere, wichtigere Verschlep-

pungswege gibt, wie Resternte-
gut auf dem Acker, Transport- 
und Verarbeitungswege usw. […] 
Wir hatten im Oktober 2006 zu 
diesem Thema eine Anhörung 
im Bundestagsausschuss. Einer 
der Experten war Dr. Rühl von 
der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft. Er stellte klar, 
dass für eine Festlegung des Si-
cherheitsabstands zwischen 
Feldern, auf denen gentechnisch 
veränderter Mais angebaut wird, 
und solchen, auf denen konven-
tioneller Mais angebaut wird, 
aus seiner Sicht zurzeit noch kei-
ne ausreichende Datenbasis ver-
fügbar ist. […] Die gerade be-
gonnene Studie ist auf fünf Jah-
re angelegt; wir werden die 
Ergebnisse also erst 2010 vorlie-
gen haben. Die einzig logische 
Konsequenz müsste dann doch 
darin bestehen, im Sinne des 
Vorsorgeprinzips ein Moratori-
um zu verhängen, die Feldver-
suche zeitweilig auszusetzen. 
[…]
Die EU schreibt ausdrücklich 
vor, dass Auskreuzungen nur 
dann zulässig sind, wenn sie 
technisch unvermeidbar oder zu-

fällig sind. Aber wie kann etwas 
zufällig sein, wenn die Bundes-
forschungsanstalt klar sagt, dass 
auch jenseits der 150 Meter mit 
Auskreuzungen gerechnet wer-
den muss? […] Der Sicherheits-
abstand soll erstens nach neues-
ten wissenschaftlichen Erkennt-
nissen angepasst werden, darf 
aber zweitens die Nutzung der 
Agrogentechnik ausdrücklich 
nicht verhindern. Eine so dreiste 
politische Vorgabe für wissen-
schaftliche Untersuchungen 
habe ich noch nicht erlebt.
Aus meiner Sicht wird die seeho-
fersche Koexistenzgarantie da-
mit schleichend zu einer Konta-
minationsgarantie. Der Super-
GAU, den wir 2006 hatten – dass 
gentechnisch veränderter Reis 
aus einem kleinen Versuchsan-
bau in den USA weltweit Konta-
minationen verursacht hat –, 
muss doch jede Illusion von ei-
ner Kontrollierbarkeit zunichte 
gemacht haben. Die Behauptung, 
Koexistenz sei auf Dauer mög-
lich, ist daher Etikettenschwin-
del und Wählertäuschung.
Die SPD-Fraktion hat angesichts 
dieser Situation einen vernünf-
tigen Vorschlag gemacht, den 
wir unterstützen: Die Bundesre-
gierung soll sich auf europä-
ischer Ebene dafür einsetzen, 
dass es möglich wird, gentech-
nikfreie Zonen, Regionen bzw. 
Länder einzurichten. […]

(vollständige Rede unter  
www.linksfraktion.de/

Gentechnikfreie Landwirt­
schaft gefährdet
MdB Kirsten Tackmann in der Bundestags­
debatte zum Gentechnikgesetz 

An die hundert Leute, die diese 
Frage bewegt, hatten sich in den 
Abendstunden des 16. März im 
Klosterdorfer Gemeindezentrum 
eingefunden. Angekündigt war 
eine Podiumsdiskussion zum 
Thema: Was bringt die Agro-
Gentechnik Strausberg und den 
märkischen Dörfern? Ihr Anlie-
gen: mit Einwohnern, Bauern 
und Verbrauchern, sowohl Befür-
wortern als auch Gegnern der 
»grünen Gentechnik«, aber auch 
mit Mandatsträgern erneut ins 
Gespräch zu kommen, deren 
Meinungen und Argument ken-
nen zu lernen. 
Bedauerlich war, dass die Befür-
worter der Agrar-Gentechnolo-
gie sich zu Ihren Motiven kaum 
äußerten. Der Moderator ver-
wies auf die wirtschaftliche 
Schieflage vieler Agrarbetriebe 
aufgrund der niedrigen Erzeu-
gerpreise. So manche Bauern 
sind daher bestrebt, auch mit 
Gen-Mais ihre Produktionsko-
sten niedrig zu halten.

Die lebhafte Diskussion spiegelt 
insbesondere die Sorgen von 
Gegnern der Agrartechnologie 
wieder: der Bio-Bauern, die ihre 
Existenz gefährdet sehen; der 
Imker, die um ihre Bienenvölker 
bangen; der Verbraucher, die um 
ihre Gesundheit fürchten…
Das dritte Jahr in Folge werden 
in unserer unmittelbaren Umge-
bung Felder mit gentechnisch 
verändertem Mais bestellt. 
Rechtlich zulässig, obwohl die 
Agrar-Gentechnologie – noch un-
zureichend lange erforscht – 
hohe Risiken in sich birgt. Die 
Nebenwirkungen für Mensch, 
Tier und Umwelt zeigen sich erst 
längerfristig. Wie Berichte aus 
dem Ausland zeigen, mit verhee-
renden Folgen.
Brandenburg hat eine florieren-
de Bio-Landwirtschaft, die wei-
terhin große Unterstützung ver-
dient. Brandenburg ist aber zu-
gleich das Land mit der derzeit 
größten Anbaufläche gentech-
nisch veränderter Organismen 

in Deutschland.  Was sich wie ein 
roter Faden durch die Diskussi-
on zog und worauf vom Podium 
aus der Vorsitzende des Bauern-
verbandes, Henrik Wendorf, hin-
wies: 
Wir haben zu wenig gesicherte 
wissenschaftliche Kenntnisse 
über die Gentechnik und ihre 
Wirkungen. Der Wissensdurst ist 
groß. Es gibt im Land zu Fragen 
der »grünen Gentechnik« so-
wohl bei Erzeugern landwirt-
schaftlicher Produkte als auch 
bei Verbrauchern viel Gesprächs-
bedarf. Dem sollten DIE LINKE.
PDS und ihre Mandatsträger 
verstärkt Rechnung tragen. Die 
Veranstaltung in Klosterdorf 
zeigt, dass Widerstand gegen die 
Machenschaften der Gentech-
nik-Konzerne und ihrer Lobby 
sowie der kulturvolle Umgang 
von Befürwortern und Gegnern 
der Agro-Gentechnik miteinan-
der durchaus vereinbar sind.

Willi Fuhrmeister

Gen oder Nichtgen, das ist die Frage

Strausberg

Natürlich  
gentechnikfrei

Mit fünf Gegenstimmen und 
zwei Enthaltungen hat sich die 
Stadtverordnetenversammlung 

Strausberg gegen die Anwen-
dung der grünen Gentechnik auf 
den Ackerflächen der Stadt aus-
gesprochen. 23 Stadtverordnete 
stimmten für eine Beschlussvor-

lage der Fraktion Alternative 
Jugend/Grüne, die aber nur 

Appell-Charakter hat und von 
der keine Verbote ausgehen. 

DIE LINKE.Fraktion stimmte 
mehrheitlich  

dem Antrag zu.

Aus dem Beschluss:
1. Die Stadtverordnetenver-

sammlung Strausberg begrüßt 
den mehrheitlichen Selbstver-

zicht der Bäuerinnen und Bau-
ern auf den Anbau gentechnisch 

veränderter Pflanzen.
2. Bei der Neuverpachtung 

landwirtschaftlicher Flächen 
der Stadt Strausberg und bei der 

Veränderung der Pachtverträge 
sollen Pächterinnen/Pächter 

vertraglich verpflichtet werden, 
auf den Anbau gentechnisch ver-
änderter Pflanzen zu verzichten.
3. In städtischen Gemeinschaft-

seinrichtungen wie Schulen und 
Kindergärten sollen ausschließ-
lich gentechnikfrei produzierte 

Nahrungsmittel angeboten und 
bei der Zubereitung von Essen 

verwendet werden. Verstärkt 
sollen ökologisch produzierte 

Lebensmittel aus der Region in 
den Kantinen der städtischen 
Gemeinschaftseinrichtungen 
sowie bei öffentlichen Veran
staltungen der Stadt berück

sichtigt werden.
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In einer Großen Anfrage wollte 
die Linksfraktion im Bundestag 
in 125 Fragen wissen, was denn 
nun nach zwei Jahren Hartz IV 
herausgekommen sei.
Beim Vorstellen der so genann-
ten Reform des Arbeitsmarktes 
hatte ihr Namensgeber vollmun-
dig verkündet, binnen drei Jah-
ren solle die Arbeitslosenzahl 
von vier auf zwei Millionen ge-
senkt werden. 
Tatsache ist: Sinkende stati-
stische Arbeitslosenzahlen wer-
den um den Preis erkauft, dass 
der Anteil Beschäftigter in Zeit-
arbeitsfirmen deutlich zugenom-
men hat, der Niedriglohnsektor 
angewachsen ist und über so ge-
nannte 1-Euro-Jobs die Bilanz 
bereinigt wird. 
Auf viele Fragen fühlt sich die 
Bundesregierung nicht in der 
Lage zu antworten. Keine Aus-
kunft gibt es bei der Frage nach 
der Verdrängung regulärer Be-
schäftigung durch MAE, dem 
Anteil von Nichtleistungsbezie-
hern bzw. zur Anzahl der Per-
sonen, die auf Grund des Partner
einkommens keinen Anspruch 
auf eigenständige Leistungen 
haben. In ihrer Antwort wird die 
Bundesregierung gar höhnisch: 
»Die Einführung der Grundsi-

Hartz und kein Ende?!
cherung für Arbeitssuchende 
hat nicht zu einer Zunahme, son-
dern zu einer Abnahme von ma-
terieller Entbehrung und gesell-
schaftlicher Ausgrenzung ge-
führt. Viele Haushalte, die vor 
Einführung der Grundsicherung 
unterhalb der Sozialhilfegrenze 
lebten, haben jetzt höhere Ein-
kommen.«
Tatsache ist, dass die Armut 
»dank« Hartz IV bei ehemaligen 
Arbeitslosenhilfeempfängern 
deutlich zugenommen hat, im 
Osten sogar von 45 auf 67 Pro-
zent. 
Völlig ausgeblendet wird, dass 
die Grundsicherung auf Berech-
nungen von 1999 basiert. Der 
Anstieg der Lebenshaltungsko-
sten hat nicht zu einer Anpas-
sung geführt.  Die Verkürzung 
der Bezugsdauer beim ALG I 
führt Menschen viel schneller 
unter die Grenze Existenz si-
chernder Einkommen. 
Statt »Fördern und Fordern«, 
wie gebetsmühlenartig postu-
liert, werden Arbeitslose diszi-
pliniert, diskriminiert und abge-
straft. Hartz IV erweist sich im-
mer mehr als Reform gegen 
Arbeitslose. 
DIE LINKE. fordert deshalb eine 
grundlegende Reform der sozi-

alen Sicherung und dabei eine 
Evaluierung der Höhe der 
Grundsicherung. Die Verlänge-
rung der Bezugsdauer beim 
ALG I wäre ein Schritt zu mehr 
Gerechtigkeit. Statt weiter Leis-
tungen zu kürzen und Druck auf 
Arbeitslose auszuüben, mahnt 
DIE LINKE. einen Ausbau der 
Qualifizierungsmaßnahmen an.
Wie bereits der von der Bundes-
regierung eingesetzte Ombuds-
rat unter Kurt Biedenkopf for-
derte, will auch die Linksfrakti-
on einen öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektors. Das setzt 
allerdings voraus, dass unter an-
derem die Mittel für Einglie
derungsmaßnahmen von der 
Bundesregierung zur Verfügung 
gestellt werden. Dass im Bundes
haushalt 2007 eine Milliarde 
Euro für ALG II zurück gehalten 
werden und damit für Qualifizie-
rung und Beschäftigung nicht 
zur Verfügung stehen, ist nicht 
hinzunehmen.
Viele Träger – auch in MOL – 
warten dringend auf die Zuwei-
sung der Mittel. Der Verdacht 
liegt nahe, dass die Sanierung 
des Bundeshaushaltes zu Lasten 
von Arbeitslosen erfolgen soll.
Hartz IV ist Armut per Gesetz – 
diese Feststellung der Linkspar-
tei hat sich bitter bestätigt.

Dr. Dagmar Enkelmann

Minister Franz-Josef Jung ließ 
seine Offiziere ein Weißbuch 
schreiben. Das war zuerst ge-
heim, nur CDU, SPD und das In-
ternet kannten es. Jetzt ist es 
nicht mehr geheim. Die Frau 
Bundeskanzlerin hat »eine brei-
te gesellschaftliche Debatte« da-
rüber empfohlen. Aber keiner 
kennt es, denn es ist sehr dick, 
wenn auch mit schönen bunten 
Bildern. Dabei geht es um 
»Deutschlands Sicherheit und 
die Zukunft der Bundeswehr«. 
Welche laut Grundgesetz den 
Auftrag hat, die Heimat zu ver-
teidigen. Aber weil die NVA und 
die Russen weg sind, gibt es kei-
nen richtigen Feind mehr. Des-
halb hat schon Herr Struck ge-
sagt, dass unsere Soldatinnen 
und Soldaten jetzt die Heimat 
am Hindukusch verteidigen sol-
len. Wo Bin Laden immer noch 
von unseren US-amerikanischen 
Freunden gesucht wird. Dort 
gibt es Mohnfelder, die in 
Deutschland verboten sind. Wo-
anders gibt es Erdöl für die Au-
tos und Erz für die Handys. Des-
wegen müssen wir die »Rohstoff- 

und Warenströme« schützen, 
steht im Weißbuch, und die größ-
te Bedrohung sind »der Inter
nationale Terrorismus und die 
Weiterverbreitung von Massen
vernichtungswaffen« (die meis
ten haben Amerikaner und Rus-
sen). Weil die Generale nicht 
wissen, wie man sich davor mit 
der alten Bundeswehr schützen 
kann, wird die jetzt »transfor-
miert«. Wie das funktioniert, 
wissen angeblich die Spezies im 
Strausberger Zentrum für Trans-
formation, einer der »Denkfa-
briken« der Bundeswehr. Statt 
Land-, Luft- und Seestreitkräf-
ten gib es nun »Eingreif- , Stabi-
lisierungs- und Unterstützungs-
kräfte«. Die müssen statt Vertei-
digung den Angriff üben – mit 
Land-, Luft- und Seemacht. Dazu 
brauchen sie neue gepanzerte 
Fahrzeuge und Hubschrauber, 
statt Eurojägern Eurobomber 
und hochseefähige U-Boote, Fre-
gatten und Korvetten, mit denen 
man auch von See aufs Land 
»wirken« kann. Die modernsten 
und die teuersten. Herr Jung 
meint, dass man die UNO-Char-

ta und das Grundgesetz ein we-
nig ändern müsste, um »welt-
weit« und »präventiv« und bei 
Notwendigkeit auch im Innern 
mit der »Armee im Einsatz« die 
Heimat »verteidigen« zu kön-
nen. 
Und da wir nun wieder ein rich-
tig großes Deutschland sind, 
brauchen wir auch eine leis-
tungsfähige Rüstungsindustrie. 
Damit wir im Bündnis mitreden 
können – steht im Weißbuch. 
Was aber brauchen wir wirklich: 
ein »Weißbuch der Friedenspoli-
tik Deutschlands« 
•  über deutsche Verantwortung 
nach zwei Weltkriegen 
•  über deutsche Interessen als 
die Interessen der Bürgerinnen 
und Bürger unseres Landes, 
nicht der Konzern- und Rü-
stungsbosse
•  über die Rolle Deutschlands 
bei der friedlichen Bewältigung 
von Konflikten dieser Welt
•  über Abrüstung und Konversi-
on der Bundeswehr
Und dazu die entsprechende 
Politik in und außerhalb des Par-
laments meint einer, der den 
2. Weltkrieg noch erlebt hat. 

E. Schlenker, Rehfelde

Das »Weißbuch 2006«

Für  Sozialticket

     Gemeinsam mit dem DGB,  
ver.di, dem Arbeitslosenverband 
Brandenburg und anderen sam-
melt die Linkspartei.PDS  
ab 1. Mai Unterschriften zur 
Durchsetzung einer Volksiniti-
ative. Für einen Erfolg werden 
mindestens 20.000 Unter-
schriften benötigt.
Das Arbeitslosengeld II enthält 
für öffentliche Verkehrsmittel 
im Nah-/Regionalbereich 11,04 
Euro. Zur Deckung der Mobi
litätskosten reicht dieser Betrag 
nicht. Im Flächenland Branden-
burg sind aber günstige Mobi
litätsbedingungen zur beruf-
lichen Neuorientierung und zur 
Teilnahme am gesellschaftlichen 
und kulturellen Leben für viele 
Menschen lebensnotwendig.
Die Länder Berlin und Branden-
burg betreiben einen gemeinsa
men Verkehrsverbund mit 
einem einheitlichen Tarifsystem. 
In Berlin gibt es das Sozialti-
cket seit längerem. Wir finden: 
Gerade beim Sozialticket sollte 
es keine Unterschiede geben.
Das Ticket soll für eine Gebiets-
körperschaft (Landkreis oder 
kreisfreie Stadt) gelten. Ticket-
berechtigt sollen die Menschen 
sein, die Arbeitslosengeld II oder 
Sozialgeld (SGB II), Grundsiche-
rung im Alter oder Sozialhilfe 
(SGB XII) beziehen bzw. deren 
Bedarfsgemeinschaften sowie 
Menschen, die Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsge-
setz erhalten. Der Preis des Sozi-
altickets soll 50% der jeweiligen 
VBB‑Umweltkarte betragen und 
als gleitende Monatskarte erhält
lich sein.
Weiteres unter 
www.dielinke-brandenburg.de 
oder Tel.: 0331-20009-0.

Anita Tack, 
Verkehrspolitische Sprecherin,
Linksfraktion im Landtag
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»Regionale Wirtschaftsräume – 
Deutsche Kleinstaaterei? Für 
ein Europa der Regionen – be-
ginnen wir vor der Haustür!« 
hatte der der linke PDS-nahe Of-
fene Wirtschaftsverband von 
klein- und mittelständischen 
Unternehmern, Freiberuflern 
und Selbstständigen in Berlin-
Brandenburg (OWUS) im März 
seine Diskussionsrunde in Neu-
enhagen benannt. Die Gäste 
Dagmar Pohle, Bezirksbürger-
meisterin von Marzahn-Hellers-
dorf, der Europaabgeordnete 
Dr. Helmuth Markov und der 
Landtagsabgeordnete Ralf Chri-
stoffers (alle Linke.PDS) stellten 
sich dabei den Fragen der rund 
40 Anwesenden.
Dabei betonten sowohl die Ge-

sprächspartner auf dem Podium 
als auch das Publikum, wie wich-
tig die Lösung der infrastruktu-
rellen Probleme vor Ort und in 
der Region wäre. Dies gehe aber 
nur, wenn die Gemeinden, die 
Länder Berlin und Brandenburg 
sowie für die Grenzregion auch 
deutsche und polnische Partner 
vernünftig zusammenarbeiten 
würden. 
Die Länderehe wäre wohl lo-
gische Konsequenz, wenn Berlin 
und Brandenburg ihre Egoismen 
ablegen und ihre Zusammenar-
beit auf möglichst vielen Gebie-
ten und auch in der Wirtschafts-
förderung endlich verstärken 
würden. 
Angesprochene Fragen: ob in 
Hoppegarten künftig ein Halt 

der Ostbahn eingerichtet wer-
den sollte, wenn es im nur weni-
ge Kilometer entfernten Berlin-
Mahlsdorf doch bereits einen 
solchen gibt; ob die Erweiterung 
von Abbiegespuren und der Aus-
bau von Straßen an der Länder-
grenze nicht schneller gelöst 
werden kann. Dagmar Pohle for-
derte eine gemeinsame Schul-
planung. Statt in Brandenburg 
neu zu bauen, sollte berücksich-
tigt werden, dass sich in unmit-
telbarer Nähe auf Berliner Seite 
häufig ebenfalls Schulen befin-
den.
Breiten Raum nahm die Förder-
politik ein, wobei die Unterneh-
mer deutlich machten, dass zu 
viel über neue Ansiedlungen 
statt über Bestandssicherung ge-
redet würde. Sie plädierten zum 
Beispiel für Liquiditätshilfen, 
da oft das Eigenkapital zur Um-
setzung technischer Innovati-
onen oder Einführung neuer 
Produkte fehle. 
Nachfragen gab es zudem zum 
Arbeits- und Vergaberecht. So-
wohl Ralf Christoffers als auch 
Helmuth Markov erklärten, dass 
die EU-Regelungen ausreichend 
Spielraum geben würden, um 
zum Beispiel Firmen aus der Re-
gion eine Chance zu geben. Die-
ser würde häufig zu wenig ge-
nutzt.

Klaus Biedka

Neuenhagen 

Zusammenarbeit kann Probleme lösen

Die durch Renate Adolph orga-
nisierten Verbraucherschutzbe-
ratungen haben schon Tradition. 
Auch in Strausberg kamen viele, 
um den eingeladenen Experten 
Hartmut Müller zu befragen.
»Seit ich vor gut zwei Jahren 
meine Tätigkeit als verbraucher-
politische Sprecherin in meiner 
Landtagsfraktion aufnahm, habe 
ich mich immer wieder mit stei-
genden Gas- und Strompreisen 
auseinandersetzen müssen. Mit 
mehreren Anfragen, Anträgen 
und Gasforen wurde die Landes-
regierung unter Druck gesetzt. 
Die Landeskartellbehörde stell-
te schließlich bei etwa einem 
Drittel der überprüften Versor-
ger überhöhte Preise fest, die 
teilweise zurückgenommen wer-
den mussten«, so die Abgeordne-

te. Und weiter: »RWE, Vattenfall 
Europe, EnBW und E.ON haben 
weit über 80 Prozent des Marktes 
unter sich aufgeteilt und diktie-
ren den Preis, den höchsten in 
Europa. Erdgas für Haushalte ist 
allein seit Oktober 2004 fast 40 
Prozent teurer geworden. Nach 
Überzeugung des Bundes der 
Energieverbraucher kassieren 
die deutschen Energiekonzerne 
Milliarden zu Unrecht. Verbrau-
cherschützern sind die Preise 
um 30 Prozent zu hoch. Allein in 
Brandenburg gibt es Preisunter-
schiede von 30 bis 40 Prozent. 
Der Verweis auf erhöhte Preise 
auf dem Welt-Energie-Markt 
reicht also nicht aus. Auch gibt 
es für die oft von den Gasan-
bietern verwendete Begründung 
einer Koppelung von Gas- und 

Ölpreis keine gesetzliche Grund-
lage.
Bisher ist kein Widerspruchsver-
fahren gegen Verbraucher ent-
schieden worden, weil sich die 
Gasanbieter nicht in die Karten 
gucken lassen wollen. Kunden, 
denen die ständig steigenden 
Gaspreise zu hoch erscheinen, 
sollten den bisherigen Betrag 
von Ende 2004 bezahlen und Wi-
derspruch einreichen. Ihnen darf 
trotz Mahnungen und Drohungen 
nicht der Hahn abgedreht wer-
den. Günter Lecher aus Neutreb-
bin machte den Besuchern Mut. 
Er hat es außergerichtlich ge-
schafft, dass die EWE seiner Ar-
gumentation und damit geringe-
ren Gaspreisen zustimmte.

Uwe Hädicke 

»Steigende Gaspreise – 
wie kann ich mich wehren?«

Güstebieser Loose

Bez Granic
Diesen Namen – er bedeutet: 

ohne Grenzen – hat eine 
deutsch-polnische Jury unter 
66 Vorschlägen für die neue 
Fähre über die Oder ausge-

sucht. Sie soll im Mai auf dem 
Wasser die Reise von der Werft 

in Opole zu ihrem Einsatzort 
zwischen Güstebieser Loose 

und Gozdowice antreten. Zuvor 
wird sie voraussichtlich am 

4. Mai auf der Werft getauft. 
Andere Zeitungen berichten, 

dass die Schiffstaufe anlässlich 
eines Fährfestes Anfang Juni 

stattfinden könnte. Die Arbeiten 
am Fähranleger haben sich auf 
Grund des hohen Pegelstandes 
der Oder verzögert. Die Fähre 
kann gleichzeitig sechs Autos 

und 20 Personen transportieren 
und soll den deutsch-polnischen 

Tourismus weiter ankurbeln.

Bad Freienwalde

Kretschmanns Erbe
Der Nachlass der Umweltschüt-

zer Erna und Kurt Kretschmann 
war schon 2004 dem Land Bran-

denburg übertragen worden. 
Geplant ist nun wenige Monate 
nach dem Tod des Schöpfers des 
deutschen Naturschutzsymbols, 

der Waldohreule auf gelbem 
Grund, eine Dauerausstellung in 

Bad Freienwalde im »Haus der 
Naturpflege« und in spätestens 

zwei Jahren die Präsentation 
auch im Internet. Besonders in-
teressant soll das bislang meist 
unveröffentlichte Bildmaterial 

sein, ebenso der Briefwechsel. 
Derzeit liegt der Entwurf eines 

Kooperationsvertrages zwischen 
dem Ministerium für Ländliche 

Entwicklung, Umwelt und 
Verbraucherschutz sowie dem 

Haus der Naturpflege vor. Er soll 
den Umgang mit Kretschmanns 

Nachlass regeln, der in Bad 
Freienwalde bleiben soll.

Brandenburg

Alle Störche  
sind schon da

Fast alle der 1300 Horste im 
Land wurden von den »Heim-

kehrern« aus Afrika besetzt. 
Weil Brandenburg das storchen-
reichste Land Deutschlands ist, 

betreibt NABU Deutschland hier 
immerhin vier Storcheninfor-

mationszentren, eines davon in 
MOL, in Rathsdorf.
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Klaus Otto, parteilos, tritt für 
die DIE LINKE.PDS zur Bürger-
meisterwahl am 10. Juni 2007 in 
Altlandsberg an. Warum? Die 
Mitglieder und Sympathisanten 
unserer Partei waren sich einig, 
diesmal stellen wir einen eige-
nen Kandidaten. Dazu verpflich-
ten uns geradezu die sich stetig 
verbessernden Wahlergebnisse, 
die DIE LINKE. in den letzten 
Jahren in der Stadt Altlandsberg 
und ihren 6 Ortsteilen Altlands-
berg, Bruchmühle, Buchholz, 
Gielsdorf, Wegendorf und We-
sendahl erzielte. Ihre Stimme 
gaben der Linkspartei zu den 

Bürgermeisterwahl in Altlandsberg
DIE LINKE.PDS ist dabei

Kommunalwahlen 2003 13,2 % 
der Bürger, zu den Europawahlen 
2004 37,35 % und zu den Bundes-
tagswahlen 2005 29,4 % aller 
Altlandsberger. Das verdanken 
wir nicht zuletzt der guten Ar-
beit unserer Basisorganisation, 
unseren zwei Stadtverordneten, 
die 2003 nach langer Abstinenz 
wieder in der Stadtverordneten-
versammlung Altlandsberg ei-
nen Platz einnehmen konnten 
sowie den berufenen Bürgern, 
die in allen Ausschüssen mitwir-
ken. Sie alle bringen sich redlich 
und ehrlich mit immer neuen 
Gedanken, Vorschlägen und kon-
kretem Handeln für die Bürger 
ein. Das spricht sich rum und 
wird anerkannt. Nun also galt es, 
einen Kandidaten für das haupt-
amtliche Bürgermeisteramt zu 
suchen und zu finden. Wir sind 
der Meinung, die Bürger unserer 
Stadt Altlandsberg haben einen 
Bürgermeister verdient, der fä-
hig und in der Lage ist, die guten 
Ergebnisse fortzusetzen und 
neue, positive Erfahrungen an-
derer Kommunen anzuwenden. 
Dazu braucht es Sachverstand, 
Kenntnis der Verwaltungen, Äm-

ter und Behörden in Branden-
burg und deren Arbeitsweise. Er 
muss wissen, welche Befindlich-
keiten die Menschen in der Re-
gion haben, vertrauenswürdig 
und konsequent sein. In Klaus 
Otto, Jahrgang 1950, fanden wir 
diesen Mann, der über umfang-
reiche Erfahrungen in der Kom-
munalpolitik verfügt, denn er 
war von 1993 bis 2004, also 
11 Jahre, Amtsdirektor im Amt 
Hoppegarten. Er hat die erfor-
derliche Ausbildung in Verwal-
tung und Recht, die Qualifikati-
on für den höheren Dienst und 
ist einer von hier. Jetzt ist er un-
unterbrochen unterwegs, um die 
Stadt, die Ortsteile und mög-
lichst viele Bürger kennen zu 
lernen. Wir als Mitglieder der 
Basisorganisation Altlandsberg 
unterstützen ihn dabei an allen 
Tagen der Woche und stellen 
fest, dass er sich die genaue 
Kenntnis der Lage zielstrebig er-
schließt. Wir hoffen, dass die 
Bürger unserer Stadt ihn wählen 
und ihm die Chance geben, für 
sie und mit ihnen zu arbeiten!

Eva Rohmann

Klassenkampf muss auch in der 
Kunst geführt werden. Für John 
Heartfield war dies Herzenssa-
che und eine selbstgewählte Be-
rufung.
Er wurde 1891 unter dem Na-
men Helmut Herzfelde in Berlin 
geboren und nahm aus Protest 
gegen nationalistische und an-
tibritische Parolen den Namen 
John Heartfield an. Sein Eintritt 
in die KPD im Jahr 1919 be-
stimmte sein ganzes Leben bis 
zu seinem Tod 1968. Er schloss 
sich der dadaistischen Szene an, 
er zerriss die scheinbar heile 
Welt und baute sie neu zusam-
men. Heartfield setzt Fotos aus 
unterschiedlichen Zeitungen ge-
geneinander, fügt einen griffigen 
Satz oder ein kurzes Zitat hinzu 
und deckt so die herrschenden 
Widersprüche auf. Die Fotomon-
tage ist ihm Mittel zur Aufklä-
rung und Aufruf zum Handeln. 
Sein Kommentar zu dieser Art 
von Kunst: »Um klar zu sehen, 
genügt oft ein Wechsel der Blick-
richtung«. John Heartfields Fo-
tomontagen wurden massenhaft 

»Benütze Photo als Waffe«
John Heartfield im LinksTreff

vervielfältigt und verbreitet: Sie 
erschienen in linken Zeitungen 
und Zeitschriften, auf Plakaten 
und Buchumschlägen. Ein her-
ausragendes Beispiel ist Tuchols-
kys Bilderbuch »Deutschland, 
Deutschland über alles!«
Die Kombination der Satiren des 
Zeitkritikers und Moralisten 
Kurt Tucholsky (1890-1935) mit 
den Fotomontagen von Heart-
field stellten einen radikalen 
Angriff auf den deutschen Mili-
tarismus, das kapitalistische 
Wirtschaftssystem, die Klassen-
justiz und das Anwachsen reak
tionärer, nationalistischer und 
faschistischer Strömungen dar. 
Das Zusammenwirken von ent-
larvenden sowie anklagenden 
Bildern und Texten löste einen 
heftigen Sturm der Entrüstung 
beim politischen Gegner aus. 
Kunst wurde Waffe!
An Aktualität haben seine Werke 
nichts eingebüßt. Das immer 
stärkere Auseinandertriften der 
Gesellschaft in Arm und Reich, 
die HARTZ – Gesetzgebung, die 
Rente mit 67 oder die sogenann-

te Gesundheitsreform sind dafür 
Beispiele. In einer seiner Arbei-
ten hatte er den Kapitalismus 
bereits vor Jahrzehnten genauso 
beschrieben. Links auf einem 
Podest ein Modell in kostba-
rem Spitzenkleid. Vorne rechts 
ein Mann, um den Hals ein 
selbstgemaltes Schild: »Nehme 
jede Arbeit an«. Darunter die 
Zeile: »Spitzenprodukte des 
Kapitalismus.«
Neugierig? Die Ausstellung wur-
de am 30.4. im »LinksTreff am 
Tor« von Dr. Dagmar Enkelmann 
und Kerstin Kaiser eröffnet und 
ist bis zum 31.5. dort zu sehen.
Die Ausstellung ist ein Gemein-
schaftswerk des Kreisverbandes 
der Linkspartei.PDS, des Vereins 
zur Förderung alternativen Den-
kens bei der Lösung gesellschaft-
licher Probleme (kurz LinksTreff 
e.V.) und der Wahlkreisbüros.
Besonderer Dank gilt dem Freun-
deskreis John Heartfield in 
Waldsieversdorf unter der Lei-
tung von Manfred Werner.

Bernd Sachse

Stellungnahme des 
Landkreises MOL 
zur laufenden Novel-
lierung des branden-
burgischen Kita-
Gesetzes

Die Kreistagsabgeordneten 
Kerstin Kaiser hatte vor parla-
mentarischer Behandlung des 
Themas im Landtag die Kreis-
verwaltung gefragt:
•  Welche Position hat sie zum 
vorliegenden Gesetzentwurf?
•  Welche Position bezieht sie 
zum Vorschlag, die Einschrän-
kung des Rechtsanspruchs für 
Kinder nichterwerbstätiger 
Eltern bis zum Ende des Grund-
schulalters wieder aufzuheben?
•  Hält die Kreisverwaltung den 
jetzt geltenden Personalschlüssel 
für ausreichend, um die Sprach
förderung in den Kita zu 
realisieren?

Antwort:
Der Gesetzestext geht nur von 
der Aufhebung der Einschrän-
kung des Rechtsanspruches der 
Kinder bis zum vollendeten 
dritten Lebensjahr aus.
Die Einführung des Bestands-
schutzes für Kinder dieser 
Altersstufe nach Wegfall der 
Anspruchsvoraussetzung wird 
begrüßt, da im Interesse des 
Kindeswohls vermeidbare 
Abbrüche der Betreuungssitua-
tion (auch mehrmals im Jahr) 
und pädagogische und soziale 
Nachteile vermieden werden. 
Gleichzeitig muss seitens des 
Landkreises darauf hingewiesen 
werden, dass mit der Einfüh-
rung des Bestandsschutzes sich 
die Ausgaben für die Kita-Be-
treuung für die Kreisverwaltung 
MOL erhöhen werden!
Es wird angezweifelt, dass mit 
dem geltenden Personalschlüssel 
die kontinuierliche Sprachförde-
rung in den Kitas gesichert wer-
den kann. Die zusätzliche Finan-
zierung wird nicht ausreichen, 
um die dafür erforderlichen 
personellen Bedingungen (ein-
schl. der notwendigen  Vor- und 
Nachbereitungszeit) zu schaffen. 
Da der gem. § 10 KitaG erfor-
derliche Personalschlüssel im Re-
gelbedarf sehr knapp bemessen 
ist, gibt es gegenwärtig bereits 
bei Ausfallzeiten Probleme, den 
tatsächlichen Erfordernissen 
gerecht zu werden.

Lutz Amsel, Beigeordneter und 
Fachbereichsleiter, März 2007
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L Strausberg 
Große Straße 76
15344 Strausberg
Tel.: 0 33 41 / 31 17 96
Fax: 0 33 41 / 31 47 75
www.pds-mol.de
Öffnungszeiten:
Mo. – Do.	 8.00 – 12.00 Uhr

L Seelow
Breite Straße 9, 15306 Seelow
Tel./Fax: 0 33 46 / 4 17
www.pds-seelow.de

Öffnungszeiten:
Mo. und Mi.	 9.00 – 12.00 Uhr
Di.	 9.00 – 12.00 Uhr
	 15.00 – 17.00 Uhr

L Bad Freienwalde
Grünstraße 8
16259 Bad Freienwalde
Tel./Fax: 0 33 44 / 34 66
Öffnungszeiten:
Di.	 9.00 – 11.30 Uhr
	 14.00 – 16.00 Uhr

L Dagmar Enkelmann – MdB
15344 Strausberg, Wallstraße 8
Mitarbeiter: Bernd Sachse
Tel.: 0 33 41 / 30 39 84
Fax: 0 33 41 / 30 39 85
Mo. – Do. 9.00 – 16.00 Uhr
Freitag nach Vereinbarung
dagmar.enkelmann@wk.bundestag.de

L Kerstin Kaiser – MdL
15344 Strausberg, Wallstraße 8
Mitarbeiterin: Helga Burgahn
Tel.: 0 33 41 / 49 77 11
Fax: 0 33 41 / 30 39 85 
Mo. – Do. 9.00 – 17.00 Uhr
info@kerstin-kaiser.eu

L Wolfgang Heinze – MdL
15306 Seelow, Fichtenweg 4
Mitarbeiter: Uwe Hädicke
Tel.: 0 33 46 / 88 41 21
Fax: 0 33 46 / 88 41 59
Mo. 8.00 – 10.00 Uhr
oder nach Vereinbarung
heinze-seelow@web.de

L Gerlinde Stobrawa – MdL
16259 Bad Freienw., Grünstr. 8
Mitarbeiter: Joachim Fiedler
Tel.: 0 33 44 / 30 13 55
Mo. – Mi. 9.00 – 13.00 Uhr
Do. 9.00 – 17.00 Uhr
Fr. 9.00 – 12.00 Uhr

L Renate Adolph – MdL
15366 Hoppegarten, OT Hönow
Mahlsdorfer Str. 61 / HEP
Mitarbeiterin: Helga Hummel
Tel.: 030 / 99 27 47 49
Fax: 030 / 99 27 47 43 
Mo., Mi., Do. 14.00 – 18.00 Uhr
renate@adolph.de

LINKE-Geschäftsstellen

LINKE-Bürgerbüros
der Abgeordneten

Termine – Veranstaltungen – Ausstellungen  Mai 2007

5., 16 Uhr, Haus der Naturpfle-
ge, Bad Freienwalde: Geführter 
Garten- und Museumsrundgang
6., 10 Uhr, Ehrendes Gedenken  
für die gefallenen Sowjetsol-
daten, Woltersdorf, Thälmann-
platz
8., 16 Uhr, Stille Kranzniederle-
gung, Ehrenmal vor’m Schloss, 
Neuhardenberg;
16.30 Uhr,  Stille Kranzniederle-
gung, Ehrenmal Gusow;
17 Uhr, Stille Kranzniederle-
gung, Gedenkstätte Seelow
18 Uhr, Stille Kranzniederle-

gung, Gedenkstätte Bad Freien-
walde
10., 10 Uhr, Lesung »Verbrannte 
Bücher« Gymnasium Bad Frei-
enwalde mit Gerlinde Stobrawa 
(MdL) und Marco Büchel
11., 17-24 Uhr, „Bunte Farben 
gegen braunen Dunst – Konzert 
gegen Rechts«, Breite Str. 9; ab 
12 Uhr Workshops – Infos/An-
meldung dazu unter morla_48_
49@hotmail.com, Eintritt frei!, 
Veranstalter: Jugendzentrum 
FRIZZ Seelow und VERBALE 
FAUST aus Strausberg

16., 10–16 Uhr, »Fraktion vor 
Ort« – Infotour der Bundestags-
fraktion DIE LINKE., Straus-
berg, Am Landsberger Tor, mit 
Dagmar Enkelmann
30., 14.30 Uhr, Tourismuskonfe-
renz mit Dagmar Enkelmann; 
»Johst am See«, Bollersdorf/
Buckow,
2.6., 16 Uhr, Haus der Naturpfle-
ge, Bad Freienwalde: Geführter 
Garten- und Museumsrundgang
22.6., 19 Uhr, Prof. Dr. Lothar 
Bisky Vorsitzender der Linkspar-
tei.PDS in der Arche Neuenha-
gen

IMPULSE
www.pds-mol.de

Herausgeber: 
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Die Redaktion behält sich vor, Zuschriften 
bei Veröffentlichung sinnwahrend 
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